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Stellungnahme 
des Deutschen Anwaltvereins durch  
den Ausschuss Verwaltungsrecht 
 
 
zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen für eine 
Formulierungshilfe eines Gesetzes zur Erleichterung der 
baulichen Anpassung von Tierhaltungsanlagen an die 
Anforderungen des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes 
 
Stellungnahme Nr.: 68/2022   Berlin, im November 2022 

 
 
 
Mitglieder des Ausschusses  
 
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Matthias Dombert, Potsdam 

(Vorsitzender)  
- Rechtsanwalt Dr. Michael Bender, Freiburg 
- Rechtsanwalt Dr. Christian-Dietrich Bracher, Bonn  
- Rechtsanwalt Dr. Andreas Geiger, München 

(stellvertretender Vorsitzender) 
- Rechtsanwältin Dr. Juliane Hilf, Düsseldorf 
- Rechtsanwalt Dr. Thomas Lüttgau, Köln (Berichterstatter) 
- Rechtsanwalt Dr. Olaf Otting, Hanau 
- Rechtsanwältin Dr. Angela Rapp, Berlin  
- Rechtsanwalt Prof. Dr. Reinhard Sparwasser, Freiburg  

 
Zuständig in der DAV-Geschäftsstelle  
 
- Rechtsanwältin Bettina Bachmann, Berlin 
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Verteiler 

 

 Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 

 Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 

Verbraucherschutz 

 Bundesministerium der Justiz 

 Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen des 

Deutschen Bundestages 

 Ausschuss für Klimaschutz und Energie des Deutschen Bundestages 

 Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 

 Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 

 Bauminister und -ministerinnen/Bausenatoren und -senatorinnen der Länder 

 Umweltminister und -ministerinnen/Umweltsenatoren und -senatorinnen der Länder 

 Wirtschaftsminister und -ministerinnen/Wirtschaftssenatoren und -senatorinnen der 

Länder 

 Justizminister und -ministerinnen/Justizsenatoren und -senatorinnen der Länder 

 SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag 

 FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag 

 Präsident des Bundesverwaltungsgerichts 

 Präsidenten und Präsidentinnen der Oberverwaltungsgerichte und 

Verwaltungsgerichtshöfe 

 Bund Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichterinnen 

 Bundesverband der Freien Berufe 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Deutscher Richterbund 

 Neue Richtervereinigung 

 Vorstand und Geschäftsführung des DAV 

 Vorsitzende der Landesverbände des DAV 

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des DAV 

 Vorsitzende der Landesarbeitsgemeinschaften Verwaltungsrecht des DAV 

 Mitglieder Verwaltungsrechtsausschuss des DAV 

 Mitglieder Umweltrechtsausschuss des DAV 

 

Presse  

 Redaktion NJW, DVBI, NVwZ, ZUR, NuR, AbfallR und UWP 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.   

 

Der Deutsche Anwaltverein beschränkt sich angesichts der Kürze der 

Stellungnahmefrist, die lediglich sechs Tage betrug, auf einige wesentliche Punkte des 

Referentenentwurfs. Er regt an, für zukünftige Verbändeanhörungen angemessene 

Fristen einzuräumen.  

 

1. Der Deutsche Anwaltverein hält die Ergänzung des § 245a Abs. 5 BauGB in seinem 

Satz 1 durch die neue Ziff. 2. für sinnvoll, um landwirtschaftlichen Bestandsbetrieben 

die Umstellung auf eine dem Tierwohl dienende Haltungsform zu erleichtern. Es sollte 

in diesem Zusammenhang erwogen werden, diese Erleichterungen auch auf weitere 

Vorhaben zu erstrecken, die diesem Zweck dienen.  

 

2. Der Deutsche Anwaltverein regt an, Ziff. 2. c wie folgt zu fassen:  

 

„durch die Änderung die Höhe der baulichen Anlage zur Tierhaltung nicht und deren 

Grundfläche nur um die Flächen für einen Auslauf, der den Anforderungen an die 

Haltungsform Frischluftstall, Auslauf/Freiland oder Bio i.S.d. § 4 des 

Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes genügt, vergrößert wird.“  

 

§ 16 ff. BauNVO, insbesondere § 19 BauNVO enthält die planungsrechtlichen Vorgaben 

für die Berechnung der Grundfläche. In diese Grundfläche sind grundsätzlich alle 

befestigten Flächen einzuberechnen. Es wird für nicht sinnvoll gehalten, diese Systematik 

mit einer Sonderregelung im BauGB zu verändern, sondern es bei der in der 

Baunutzungsverordnung eingeführten Berechnungssystematik zu belassen und in der 

Regelung der Ziff. 2. c eine Privilegierung für die Vergrößerung der Grundfläche um die 

genannten Anlagen vorzunehmen.  
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3. Darüber hinaus sollte Satz 3 am Ende wie folgt gefasst werden:  

 

 „… und durch einen gleichartigen Neubau an gleicher Stelle ersetzt wird.“  

 

Unklar ist nämlich in der derzeitigen Regelung, ob auch Neubauten den Begrenzungen 

der Ziff. 2. Satz 1 unterliegen, was ersichtlich Regelungszweck ist. Daher sollte, wie in 

übrigen Bestimmungen des § 35 Abs. 4 BauGB, auf die Gleichartigkeit der 

Neubebauung abgestellt werden. 


